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Vorwort 

Der internationale Sport hat in den letzten Jahren die Berichterstattung 
der Medien nicht nur deshalb beherrscht, weil er beeindruckende Leistun-
gen hervorbrachte, sondern auch, weil immer mehr Dopingfälle auftraten. 
Inzwischen zweifeln viele daran, daß der Sport in der Lage ist, ohne staatli-
che Hilfe des Problems Herr zu werden. Immer stärker haben sich die Staa-
ten direkt oder indirekt in die Dopingbekämpfung eingeschaltet, ein Ende 
dieser Entwicklung ist zur Zeit nicht abzusehen. Die Durchsetzung von 
Dopingstrafen der Sportverbände, die sich gerade im Fall einer Klage der 
bestraften Sportler bewähren müssen, ist dadurch keineswegs leichter ge-
worden. 

Die Arbeit wurde von der Juristischen Fakultät der Universität Regens-
burg im Sommersemeseter 2002 unter dem Titel „Globale Durchsetzung in-
ternationaler Verbandsstrafen in mitgliedschaftsähnlichen Rechtsverhältnis-
sen - dargestellt am Beispiel von Dopingstrafen internationaler Sportver-
bände - " als Habilitationsschrift angenommen. Sie ist nunmehr auf dem 
Stand vom März 2003. 

Ich möchte mit ihr Wege aufzeigen, wie es internationalen Sportverbänden 
gelingen kann, unter dem geltenden Recht für eine global weitgehend einheit-
liche Durchsetzung von Dopingstrafen zu sorgen. Dabei ist keine Förderung 
der Allmacht monopolistischer Sportverbände zu Lasten machtloser Sportler 
angestrebt. Es geht mir darum, einen sinnvollen Ausgleich zwischen dem In-
teresse der Sportler an der meist existenznotwendigen Sportausübung und 
dem Interesse der Verbände an der wirksamen Durchsetzung ihrer Regeln zu 
finden. Dabei verstehe ich das Recht der Sportler, sich gerichtlich gegen Ver-
bandsstrafen zu wehren, als selbstverständliches und notwendiges Korrektiv 
der überragenden Machtstellung des Verbandes. 

Die Idee zu diesem Projekt entstand zu einer Zeit, als ich als Leiter der 
Rechtsabteilung der Deutschen Reiterlichen Vereinigung erkannte, wie 
schwer es aus Verbandssicht ist, Strafen gerecht und wirksam zu verhängen. 
Als ich mit der Habilitation begann, wurde ich Aktivensprecher der deut-
schen Vielseitigkeitsreiter und lernte, wie schwer es aus Sportlersicht ist, sich 
gegen eine als ungerecht oder rechtswidrig empfundene Strafe zu wehren und 
welche Folgen dies für die berufssportliche Existenz hat. 

Mein Lehrer, Prof. Dr. Peter Gottwald, hat mir jede erdenkliche Freiheit 
bei der Auswahl des Themas und seiner Durchführung gelassen und mich 
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meist nur dezent an die Hand genommen, um mir den Weg zu weisen. Dafür 
gebührt ihm großer Dank. 

Den beiden Koreferenten Prof. Dr. Spickhoff und Prof. Dr. Fritzsche 
danke ich für ihre wohlwollende Begutachtung der Arbeit. 

Ulrich Haas war mir ein nimmermüder, meist telefonisch erreichbarer An-
sprechpartner, wenn es mal nicht weiter ging. Er hat, ebenso wie die Mitglie-
der des Lehrstuhls, von denen ich hier Christine Scherbaum und Julia 
Schwalm nenne, großen Anteil am Entstehen dieser Arbeit. 

Regensburg, März 2003 Jens Adolphsen 
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Einleitung 

Auf dem „grünen Rasen " und unter dem „grünen Ra-
sen" sind alle Menschen gleich 

(G.A. Bogeng, 1926) 

The Race does not always go to the Stronger or Faster 
man ... But to the One who goes to Court! 

(Ti te l de r A b h a n d l u n g v o n 

Newman,Jill.J., 1 Sports L a w y e r Jou rna l , 2002, 215 ff . ) 

Das in dem ersten Zitat markant beschriebene Gleichheitsprinzip ist neben 
dem Leistungs- und dem Konkurrenzprinzip einer der drei elementaren 
Grundsätze des Sports. Die Ermittlung eines Siegers im Wettkampf erfordert 
die Gleichheit der Leistungsbedingungen und setzt die prinzipielle formelle 
Gleichheit der Wettkämpfer zwingend voraus. Der Sport muß darauf drän-
gen, daß alle Unterschiede der Menschen hinsichtlich ihres Glaubens, ihrer 
Rasse, ihrer regionalen und nationalen Zugehörigkeit aus dem Wettkampf 
ausgeschlossen bleiben2. Im zweiten Zitat tritt das Problem zutage, das die 
Grundlage der vorliegenden Untersuchung liefert: die Rechtsprechung natio-
naler ordentlicher Gerichte könnte ein Faktor geworden sein, der über Sieg 
und Niederlage im Sport entscheidet und die Gleichheit der Athleten besei-
tigt-

Die erforderliche Gleichheit versuchen die Sportverbände durch detail-
lierte Regelwerke zu sichern. Der Leistungsvergleich im Wettkampf setzt die 
Geltung einheitlicher Regeln und die Bindung der Beteiligten an diese zwin-
gend voraus, sie sind notwendige Voraussetzung sportlicher Betätigung3. 

Üblicherweise wird unter diesem Gesichtspunkt vor allem die Geltung 
sportlicher Regelwerke diskutiert4. So meint der BGH, daß wegen der not-
wendigen Existenz derartiger Regeln jeder aktive Sportler ohne weiteres da-
von ausginge, daß für den von ihm ausgeübten Sport von dem zuständigen 

1 Bogeng, Bd. II, S. 718. 
2 So zutreffend v. Krockow, Sport und Industriegesellschaft, S. 17f; Sport tritt als tatsächli-

ches Phänomen in zahlreichen organisatorischen Varianten auf, z.B. als organisatorische Ein-
heiten, die als rein kommerziel le Unternehmung ausgestaltet sind (Fitness- und Bodybui lding-
studios), aber auch als Schul- oder Militärsport. Die vorliegende Untersuchung konzentriert 
sich auf den Teil des Sportgeschehens, der durch Verbände (zum Verbandsbegriff s. § 3 II) or-
ganisiert wird, die (weitgehend) hierarchisch strukturiert sind, von Staaten (weitgehend) unab-
hängig sind und auf freiwil l iger Grundlage Sportlern die Teilnahme am organisierten Sport er-
möglichen. 

3 BGHZ 128, 93 = N J W 1995, 583, 584; Pfister, Praxishandbuch, Einleitung Rn. 3. 
4 Aus der umfangreichen Literatur s. an dieser Stelle nur Baumann, Vereinsstrafgewalt, 

S. 39ff; Edenfeld, S. 183ff. 



2 Einleitung 

Verband aufgestellte Regeln gelten, die von allen Teilnehmern am organisier-
ten Sport gleichermaßen zu beachten sind5. 

Nationale und internationale Sportverbände sind jedoch seit einigen Jahren 
in dem Dilemma, daß die Durchsetzung ihrer Regelwerke scheitert. Dieses 
Phänomen tritt im internationalen Sport in zwei Erscheinungsformen auf. 

Das eine betrifft die verbandsinterne Durchsetzung internationaler Strafen. 
Die nationalen Verbände sind zum Teil damit betraut, Verbandsstrafen auf-
grund des Reglement des internationalen Verbandes in eigener Zuständigkeit 
zu verhängen6. Zum Teil sind sie nur verpflichtet, Strafen, die der internatio-
nale Verband selbst verhängt hat, anzuerkennen und für den nationalen Wett-
kampfbetrieb umzusetzen7. Beiden Verpflichtungen kommen die nationalen 
Verbände zum Teil nicht so nach, wie es dem Willen des internationalen Ver-
bandes entspricht. Dieser hat dann die Möglichkeit, Sanktionen gegen sein 
Mitglied, den nationalen Verband, auf der Grundlage des mitgliedschaftlichen 
Rechtsverhältnisses zwischen beiden zu verhängen8. 

Im Dopingverfahren gegen den kubanischen Hochspringer Sotomayor weigerte 
sich der kubanische Leichtathletikverband - wohl auch unter dem Druck der kubani-
schen Staatsführung - nachhaltig, eine vom internationalen Leichtathletikverband 
(IAAF) geforderte Sperre zu erlassen9. Im Dopingverfahren gegen Merlene Ottey, der 
1999 der Gebrauch von Nandrolon vorgehalten wurde, schritt der nationale Verband 
ebenfalls nicht gemäß internationalem Regelwerk ein10 - die Sprinterin ist Sonderbot-
schafterin Jamaikas (!). 

Die Durchsetzung der Verbandsstrafe scheitert hier an dem fehlenden Mit-
wirkungswillen des nationalen Verbandes. 

Die Gründe für dieses Fehlen dürften vielfältig sein, zwei stechen jedoch 
deutlich ins Auge. Einige Verbände sind nicht gewillt, an der Sperre eigener 
Athleten mitzuwirken, weil sie Imageverluste für ihr Land befürchten und 
nicht bereit sind, eine geringere Medaillenausbeute ihres Landes bei bedeu-
tenden Wettkämpfen in Kauf zu nehmen. Diese Gründe lagen in den Verfah-
ren Sotomayor und Ottey offensichtlich vor. Im Dopingverfahren gegen die 
Sprinterin Katrin Krabbe traten jedoch erstmals noch andere Gründe zutage, 
die die Durchsetzung einer internationalen Dopingstrafe hinderte. Der Deut-
sche Leichtathletikverband (DLV) sollte eine vom Internationalen Leichtath-
letikverband ( IAAF) verhängte vierjährige Sperre gegen die Athletin national 

5 BGH, NJW 1995, 583,584. 
6 So z.B. in der Leichtathletik, vgl. Rule 59.2 i.V.m. Rule 58.2 IAAF Rules. 
7 Zum Zusammenspiel nationaler und internationaler Regeln s. § 4. 
8 Zu den Rechtsbeziehungen zwischen nationalen und internationalen Sportverbänden s. 

S 3 II. 
' Der kubanische Verband sprach Sotomayor am 6.8.1999 zunächst frei. Der Arbitration 

Panel der IAAF sperrte Sotomayor daraufhin am 27.6.2000 bis zum 30.7.2001; s. FAZ vom 
29.6.2000, Nr. 148, S. 45. 

10 FAZ vom 7.2.2000, Nr. 31, S. 46. 
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umsetzen, obwohl der DLV der Ansicht war, eine vierjährige Sperre für ein 
erstmaliges Dopingvergehen verstoße in Deutschland gegen Grundrechte11. 
Hier weigerte sich der nationale Verband, die Dopingstrafe umzusetzen, weil 
er diese als nicht vereinbar mit nationalem Recht ansah und fürchtete, von der 
Sportlerin vor nationalen ordentlichen Gerichten verklagt zu werden. Der 
DLV strengte seinerseits gegen den internationalen ein verbandsinternes 
Schiedsverfahren an; die IAAF wiederum drohte jedem Sportler, der national 
gegen Krabbe startete, eine Strafe an12. 

Neben diesem rein verbandsinternen Durchsetzungsproblem besteht ein 
zweites außerverbandliches. Sportler sind offenbar weniger als früher bereit, 
Strafen der Sportverbände zu akzeptieren und fechten diese vor staatlichen 
Gerichten an13. Sie klagen vor staatlichen Gerichten auf Zulassung zum Wett-
kampfbetrieb oder aber auf Ersatz des Schadens, der ihnen durch die aus ihrer 
Sicht unrechtmäßige Sperre entstanden ist. 

Im Fall des deutschen Leichtathleten Baumann wurde der DLV durch eine 
Anordnung des OLG Frankfurt gezwungen, den Athleten an Deutschen 
Meisterschaften starten zu lassen, obwohl er international durch die IAAF 
gesperrt war14. Der DLV fügte sich der Anordnung, was dazu führte, daß die 
IAAF alle Athleten sperrte, die gegen Baumann angetreten waren und dessen 
Sperre erneut anlaufen ließ15. 

Ähnlich lag der Fall des deutschen Ringer Olympiasiegers Leipold, der 
durch den Internationalen Ringer-Verband (FILA) für zwei Jahre gesperrt 
wurde, sich aber durch eine einstweilige Verfügung des LG Frankfurt ein na-
tionales Startrecht erstritt und in einem Bundesligakampf antrat. Die FILA 
suspendierte daraufhin den Deutschen Ringer Bund (DRB) insgesamt16. 

In diesen Fällen erfolgte ein Eingreifen nationaler staatlicher Gerichte, die 
ihre nationalen Rechtsstandards an Strafen internationaler Verbände bzw. an 
Umsetzungshandlungen nationaler Verbände in Form von Startverweigerun-
gen anlegten und die nationalen Verbände zwangen, gegen mitgliedschaftliche 
Pflichten gegenüber dem internationalen Verband zu verstoßen. 

11 DLV-Rechtsausschuß NJW 1992, 2588; Vieweg, NJW 1992, 2539; ders., Grundinforma-
tionen zur Dopingproblematik, in: Vieweg (Hrsg.), Doping, S. 21, 31. 

12 Grundlage ist Rule 53.3. Diese Drohung wurde ebenfalls im Fall Mary Decker Slaney 
v. IAAF (United States District Court, Southern District of Indiana, 5.11.1999) ausgesprochen 
und im Fall Baumann angewendet, dazu LG Darmstadt, Urteil vom 21.3.2001, Az.: 2 O 76/01, 
SpuRt 2001, 114. 

13 Dazu Pfister, FS Zivilrechtslehrer 1934/35, S. 455; Vieweg, Grundinformationen zur Do-
pingproblematik, in: Vieweg (Hrsg.), Doping, 1998, S. 21, 32; ders, Akademieschrift 49, S. 43, 
44. 

14 OLG Frankfurt, Beschluß vom 22.2.2001, Az.: 24 Sch 1/01; FAZ vom 24.2.2001, Nr. 47, 
S. 37. In der Sache handelte es sich um die Vollstreckbarerklärung eines (nach Ansicht des 
OLG Frankfurt) Schiedsspruchs des Rechtsausschusses des DLV. Vgl. § 24 I. 

15 Dazu FAZ vom 28.2.2001, Nr. 50, S. 46. 
" FAZ vom 14.2.2001, Nr. 38, S. 47; vom 27.2.2001, Nr. 49, S. 46. 
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Die Zulassungsstreitigkeiten zwischen der IAAF und Baumann, die bis zu 
den Olympischen Spielen in Sydney ausgetragen wurden, sind seit dem Jahr 
2000 der leading case der internationalen (Doping-) Sportgerichtsbarkeit17. 
Vorher waren es Schadensersatzprozesse, die die internationale aber auch die 
deutsche Sportrechtswissenschaft entscheidend geprägt haben. Zu nennen 
sind der Fall „ Butch " Reynolds und der Fall Krabbe11. 

Gegenstand dieser Untersuchung sind ausschließlich die Schwierigkeiten, 
denen internationale Sportverbände bei der Durchsetzung von Dopingstrafen 
gegenüber Sportlern begegnen19. Hierbei stehen die Sperren, die internatio-
nale Verbände verhängen, im Vordergrund, weil sie den massivsten Eingriff in 
die Rechtsstellung der Sportler darstellen. Die Schwierigkeiten der Durchset-
zung von Sperren gegenüber Sportlern können daraus resultieren, daß natio-
nale Verbände durch gerichtliche Entscheidungen gezwungen werden, inter-
national gesperrte Sportler national starten zu lassen oder daraus, daß Sport-
ler direkt gegen die Sperre des internationalen Verbandes vorgehen. In beiden 
Fällen ist die Durchsetzung der internationalen Sanktion nicht möglich, weil 
ein staatliches Gericht auf Initiative des Sportlers die Durchsetzung verhin-
dert. 

Parallele Probleme können sich aber auch bei der Durchsetzung nationaler Sperren 
ergeben. Ein Beispiel hierfür lieferte 1999 in Deutschland der Dopingfall Uta Pippig. 
Der Marathonläuferin wurde vom nationalen Leichtathletikverband (DLV) ein erhöh-
ter Testosteronwert vorgehalten und die Athletin mit sofortiger Wirkung vom Wett-
kampfbetrieb suspendiert. Der Streit wurde zunächst verbandsintern ausgetragen, die 
Athletin hatte aufgrund einer Athletenvereinbarung die Möglichkeit, ein unabhängi-
ges Schiedsgericht nach Ende des Verbandsverfahrens anzurufen. Internationalen Be-
zug erlangt dieser Fall durch den Wohnsitz der Sportlerin. Uta Pippig lebt seit Jahren 
in Boulder im U.S. Bundesstaat Colorado. Wie ein Damokles-Schwert schien über 
dem Verfahren immer die Möglichkeit zu schweben, die Athletin könnte in den USA 
Schadensersatzansprüche geltend machen. Derartige Konstellationen sind im Sport 
keineswegs selten. Sportler leben aus steuerlichen, aber auch aus Gründen der günsti-
geren Trainingsmöglichkeiten vielfach im Ausland, das möglicherweise für die Athle-
ten attraktivere Rechtsschutzmöglichkeiten bietet als das Heimatland. Diese Probleme 
bei der Durchsetzung nationaler Verbandsstrafen werden im folgenden ausgespart. 
Ausgangspunkt der Überlegungen ist damit die Sperre eines internationalen Verban-
des. 

Das Problem der Durchsetzung internationaler Verbandsstrafen wird am 
Beispiel der Durchsetzung von Dopingstrafen erläutert. Dieses hat folgende 
Gründe: Erstens hatten die meisten Verfahren, die Sportler gegen internatio-

17 Hierzu Heß, in: Sportrecht damals und heute, Akademie des württembergischen Sports, 
S. 69. 

18 Zum Inhalt dieser Verfahren sogleich. 
19 Nationale verbandsinterne Probleme zwischen Verbänden behandelt die 1999 erschie-

nene Habilitiationsschrift von Steinbeck, Vereinsautonomie und Dritteinfluß. 
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nale Sportverbände vor staatlichen Gerichten angestrengt haben, Strafen we-
gen Doping zum Gegenstand. Zweitens sichert gerade das Dopingverbot die 
Chancengleichheit im Sport, eine unterschiedliche Beurteilung von Doping-
strafen durch nationale staatliche Gerichte würde die vom Dopingverbot in-
tendierte Gleichheit wieder beseitigen. Drittens ist das Problem des Doping 
im internationalen Spitzensport derart in den Blickpunkt der Öffentlichkeit 
getreten, daß es lohnend scheint, die Durchsetzung internationaler Verbands-
strafen nicht abstrakt, sondern an einem konkreten, inzwischen von vielen 
nachvollziehbaren Fall darzustellen. Viertens hat die Dopingdiskussion die 
Beurteilung der Notwendigkeit von Verbandsstrafen verändert. Während 
früher eine Verbandsstrafe grundsätzlich dem Verdacht des Mißbrauchs einer 
Monopolstellung ausgesetzt zu sein schien, ist heute eher eine objektive Ein-
schätzung der Rechtmäßigkeit von Sperren internationaler Verbände mög-
lich. 

Zudem bietet der Sport als globales rechtliches und außerrechtliches 
Phänomen20 eine Möglichkeit, Parallelen in der sonstigen Globalisierungs-
diskussion21 zu suchen und hierbei die Diskussion um die lex mercatoria und 
die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit aufzugreifen und diese Ar-
gumente am Phänomen des globalen Sportbetriebs zu prüfen und auf ihre 
Ubertragbarkeit zu untersuchen22. 

Vertreter des organisierten Sports wurden auf die Schwierigkeiten bei der 
Durchsetzung internationaler Verbandsstrafen offenbar erstmals nach den 
Gerichtsurteilen im Verfahren des US-Leichtathleten Harry „Butcb" Reyn-
olds aufgeschreckt. Dieser wehrte sich gegen eine Sperre des Internationalen 
Leichtathletik Verbandes (IAAF) vor dem District Court in Ohio, der die 
IAAF zunächst zur Zahlung von 27 Mio US-$ Schadensersatz - hauptsäch-
lich punitive damages - verurteilte23. Der Rechtsstreit hatte jedoch wenig -
nach Ansicht des Court of Appeals24 letztlich zu wenig - mit den USA zu tun. 
Der Internationale Verband hatte zu diesem Zeitpunkt seinen Sitz in London, 

20 Zur Verrechtlichung des Sports § 1 IV. 
21 Aus dem betriebswirtschaftlichen Schrifttum vgl. nur Cox/Clegg/Ietto-Gillies, The 

Growth of Global Business, London, New York, 1993; Cichon, Globalisierung als strategi-
sches Problem, München 1988; aus der begrenzten sportwissenschaftlichen Literatur Trosien 
(Hrsg.), Globalisierung und Sport, Aachen 1998. 

22 Vgl. §§ 4 III, 30 III. 
23 Reynolds v. International Amateur Athletic Federation, United States District Court, 

Southern District of Ohio, Eastern Division, 13.7.1993. No. C-2-92-452. Das Urteil ist nur 
teilweise veröffentlicht. Eine Darstellung der schiedsverfahrensrechtlichen Fragen ist in YCA 
1996, 715ff veröffentlicht. Die übrigen Informationen entstammen dem Urteil des United 
States Court of Appeals Reynolds v. IAAF, 23 F.3d. 1110. Kritisch zum Strafschadensersatz in 
diesem Fall Nafziger, 45 ICLQ 130, 140 („absurd"). 

24 Reynolds v. International Amateur Athletic Federation, 935 F.2d 270 (Urteil des U.S. 
Court of Appeals (6,h cir.) vom 17.5.1994, ZZPInt 1 (1996), 395; dazu Heß, ZZPInt 1 (1996), 
S. 371; Buchherger, S. 233 ff; Newman, Sports Lawyer Journal, 1/2002, 215 ff. 



6 Einleitung 

die D o p i n g p r o b e wurde in Monte Car lo genommen und in Paris analysiert, 
die Sperre wurde auf einer abschließenden Pressekonferenz in L o n d o n veröf-
fentlicht. Trotzdem klagte Reynolds in Ohio , das dortige Gericht bejahte 
seine Zuständigkeit und verurteilte die I A A F zur Zahlung von Schadenser-
satz in einer H ö h e , die wohl in keinem anderen Land zu realisieren gewesen 
wäre. 

1995 meldete sich daraufhin Thomas Bach, heute Vizepräsident des I O C , 
zu Wort mit der Befürchtung, dem internationalen Sportrecht drohe eine un-
übersehbare Zersplitterung, wenn nationale Gerichte bei derart marginalen 
Bezügen zum Gerichtsort ihre internationale Zuständigkeit bejahten2 5 . 

Diese Befürchtungen scheinen sich im Krabbe-Verishren bestätigt zu ha-
ben. Das L G München I und das O L G München bejahten jeweils ihre inter-
nationale Zuständigkeit im Verfahren gegen den internationalen Leichtathle-
tikverband, der seinen Sitz inzwischen in M o n a c o hat, und wendeten in der 
Sache deutsches Rechts an, ohne sich um eine kollisionsrechtliche Aufarbei-
tung des internationalen Sachverhalts zu bemühen. A u c h dem Grundrecht 
des Art . 12 G G wurde Weltgeltung verliehen26. 

D e n juristisch weitesten Weg beschritt in den Jahren 2000/2001 der deut-
sche Leichtathlet Dieter Baumann11. 

Bei Baumann wurde im Oktober 1999 eine Trainingskontrolle vorgenommen, de-
ren Analyse einen erhöhten Nandrolonwert ergab. Kontrollproben bestätigten dieses 
Ergebnis. Baumann beteuerte seine Unschuld, gleichwohl suspendierte ihn die Anti-
Doping-Kommission des DLV im November 1999 mit sofortiger Wirkung vom Wett-
kampfbetrieb. Im Dezember wurden Zahnpastatuben als mögliche Dopingquelle aus-
gemacht, zumindest ergaben Untersuchungen, daß diese ebenfalls Nandrolon bzw. 
Vorläufersubstanzen enthielten. Baumann erstattete daraufhin Strafanzeige gegen un-
bekannt bei der Staatsanwaltschaft Tübingen und setzte eine Belohnung über 
100 000 DM für Hinweise auf einen manipulierenden Täter aus. Bis Mai 2000 ermit-
telte die Staatsanwaltschaft wegen vorsätzlicher Körperverletzung, stellte dann das 
Verfahren ein, weil kein konkret Tatverdächtiger ermittelt werden konnte. Das DLV 
Präsidium beantragte Ende Januar 2000 bei seinem Rechtsausschuß eine Sperre von 
zwei Jahren und ordnete die Fortdauer der Suspendierung an. Der Rechtsausschuß 
wies im Mai 2000 einen Antrag auf einstweilige Aufhebung der Suspendierung zurück. 
Im Juni 2000 erfolgte die überraschende Aussetzung der Suspendierung durch den 
Rechtsausschuß, der in der Folge auch den Antrag des Präsidiums auf Verhängung ei-
ner Sperre zurückwies. Baumann qualifizierte sich für die Olympischen Spiele in Syd-
ney. Die IAAF prüfte den Fall nach und verhängte eine zweijährige Sperre. In Sydney 
verhandelte der Court of Arbitration for Sport (CAS)28 den Fall und bestätigte den Ur-

25 Bach, SpuRt 1995, 142. 
26 LG München I, Urteil vom 17.5.1995, SpuRt 1995, 161; OLG München, SpuRt 1996, 

133. 
27 Rechtstatsächliche Dokumentation des Falles bei Haug, SpuRt 2000, 238; Heß, in: 

Sportrecht damals und heute, Akademie des württembergischen Sports, S. 69, 83 ff. 
28 Zum CAS vgl. §23. 
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teilsspruch der IAAF. In der Folge konzentrierte Baumann seine juristischen Aktivi-
täten stärker gegen den nationalen Verband, den er im Februar 2001 durch das OLG 
Frankfurt zur Zulassung zur Deutschen Hallenmeisterschaft zwang. Baumann siegte 
gegen sieben weitere Läufer, die daraufhin durch die IAAF ebenfalls gesperrt 
wurden2 9 . In der Öffentlichkeit wurde daraufhin der völlige Zusammenbruch des ju-
ristischen Systems beklagt, das Vorgehen der IAAF als „Sippenhaft" bezeichnet. 

Der Fall Baumann offenbart erhebliche Defizite der bestehenden Struktu-
ren im nationalen wie internationalen Sport, die eine einheitliche Durchset-
zung internationaler Verbandsstrafen offensichtlich ausschließen. Das Di-
lemma in Form einer „juristischen Zwickmühle"30, in dem die Verbände stek-
ken, wird offenbar: der nationale Verband hat sich zwischen Pflichten auf-
grund von Entscheidungen nationaler ordentlicher Gerichte und denen 
aufgrund seiner Mitgliedschaft im internationalen Verband zu entscheiden. 
Der internationale Verband sieht sich seiner Möglichkeiten beraubt, seine 
(von ihm für wirksam erachteten) Regeln weltweit durchzusetzen. 

Die Verfahren Reynolds, Krabbe, Baumann aber auch der vom Osterrei-
chischen OGH verhandelte Fall des Eishockeyspielers Viveiros31 oder der in 
München entschiedene Fall des US Baskettballspielers Roberts32 zeigen zu-
dem erhebliche Unsicherheiten der Gerichte, wie sich die Strukturen im in-
ternationalen Sport in verfahrensrechtlicher und kollisionsrechtlicher Hin-
sicht auswirken. In der Berufungsentscheidung des OLG München im Streit 
zwischen Katrin Krabbe und der IAAF stellt das Gericht nur in einem Halb-
satz fest, daß deutsches Recht anzuwenden ist33. Es fehlt zunächst34 jede kol-
lisionsrechtliche Auseinandersetzung, obwohl der beklagte Verband seinen 
Sitz in Monaco hat35. Auch der Grundsatz des deutschen Rechts, daß der ver-
bandsinterne Rechtsweg zunächst auszuschöpfen ist, wird ohne weiteres 
angewendet36. 

29 Zu diesem Vorgehen s. § 31. 
30 FAZ vom 28.2.2001, Nr. 50, S. 46; Heß, in: Sportrecht damals und heute, Akademie des 

württembergischen Sports, S. 69, 80. 
31 OGH, 24.9.1998 - 2 Ob 232/98a, IPRax 2000, 138 (m. Anm. Adolphsen 81). 
32 Stanley Roberts ./. FIBA, LG München I, SpuRt 2000, 155, 158 (m. Anm. Adolphsen, 

159), OLG München, SpuRt 2001, 64; BG, Urt. vom 7.2.2001, SpuRt 2002, 62 (dazu Knöfel, 
SpuRt 2002, 49); CAS, Vorentscheid vom 31.8.2000, TAS 2000/A/262, SpuRt 2002, 64. 

33 Az.: U (K) 3424/95, S. 88. 
34 Erst bei der Prüfung von Schadensersatzansprüchen geht das Gericht wieder auf die 

Frage des anwendbaren Rechts ein, ohne dieses jedoch in irgendeiner Weise zu fundieren. Az.: 
U (K) 3424/95, S. 96. 

35 Kritisch Haas/Adolphsen, NJW 1996, 2351, 2353, wo auch darauf verwiesen wird, daß 
das Deliktsstatut zwar grundsätzlich an den Ort der unerlaubten Handlung anknüpft, in der 
Literatur jedoch eine Auflockerung der Tatortregel und eine akzessorische Anknüpfung des 
Deliktsstatuts an das auf die Sonderrechtsbeziehung anwendbare Recht vertreten wird. Zu die-
sen Fragen § 9 II, III. 

36 Az.: U (K) 3424/95, S. 86f. 
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Reynolds stützte seine in Ohio erhobene Klage wie selbstverständlich auf 
das dortige Recht, womit ihm der District Court zunächst Recht gab37. Der 
Eishockeyspieler Viveiros stützte seinen Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung gegen den österreichischen und den internationalen Eishockeyver-
band vor dem Landesgericht für Zivilrechtssachen wie selbstverständlich auf 
österreichisches Recht. Während das Landesgericht Wien seine internationale 
Zuständigkeit bejahte und Schweizer Recht gegenüber beiden Beklagten zu-
grundelegte, und das O L G Wien als Rekursgericht die internationale Zustän-
digkeit stützte, wobei es sich zur Frage des anwendbaren Rechts aber gar 
nicht äußerte, ließ der O G H die Frage des anwendbaren Rechts offen und 
prüfte die Ansprüche alternativ nach beiden Rechtsordnungen38. 

Die Frage des anwendbaren Rechts wird in allen Fällen zunächst nicht zu-
treffend erörtert, die Zuständigkeitsbegründung ist oft vage und wird späte-
stens in der nächsten Instanz, soweit das verfahrensrechtlich noch möglich 
ist, wieder revidiert39. 

Neben diesen realen Verfahren sei ein hypothetisches Szenario entwickelt, 
das das dieser Arbeit zugrunde liegende Problem der einheitlichen Rechts-
durchsetzung verdeutlicht. 

Zwei Sportler unterschiedlicher Nationalität werden international beim gleichen 
Wettkampf dopingpositiv auf die gleiche Substanz in der gleichen Konzentration gete-
stet und anschließend von dem gleichen internationalen Verband gleich lang gesperrt. 
Beide rufen ihre staatlichen Heimatgerichte an und verlangen die Aufhebung der 
Sperre. Die Gerichte bejahen jeweils ihre internationale Zuständigkeit und kommen 
zu unterschiedlichen Ergebnissen. Das eine gibt dem Begehren des Sportlers statt, die-
ser nimmt alsbald wieder an Wettkämpfen teil. Das andere Gericht kommt zu der Ein-
schätzung, es könne Sportverbandsentscheidungen gar nicht an staatlichem Recht 
messen und weist die Klage ab. Dieser Sportler verbüßt die gesamte Sperre und kehrt 
erst Jahre später wieder in den Sport zurück. 

In diesem Fall wären nicht alle auf dem grünen Rasen gleich, die Rechtspre-
chung staatlicher Gerichte scheint einige gleicher zu machen40. 

17 Reynolds v. International Amateur Atbletic Federation, United States District Court, 
Southern District of Ohio, Eastern Division, 13.7.1993. No. C-2-92-452, YCA 1996, 715; zur 
Ermittlung des anwendbaren Rechts kritisch Nafziger, 45 I C L Q 130, 134ff. 

38 O G H , IPRax 2000, 138, 140. 
39 Schon 1901 beklagte Leist, daß die Jurisprudenz genauere Kenntnis des Vereinswesens 

nicht zu ihren Obliegenheiten zählt (Leist, Die Strafgewalt moderner Vereine, 1901, S. 57 (zi-
tiert bei Vieweg, JZ 1984, 167, 168, Fn. 3). Möglicherweise hat sich in den letzten 100 Jahren 
insofern nicht viel verändert, zuzugeben ist jedoch, daß die Probleme in internationalen Sport-
verfahren komplex sind. 

40 Das gleiche Problem kann sich auch bei der verbandsinternen Durchsetzung von Do-
pingstrafen stellen. Wenn ein nationaler Verband entgegen internationalem Reglement einen 
Sportler nicht sperrt, so kann der Sportler weiter starten, während Sportler, die anderen natio-
nalen Verbänden angehören, die das Reglement strikt einhalten, letztlich aufgrund ihrer Natio-
nalität benachteiligt werden. Vergleicht man die Dopingfälle Baumann und Ottey, so konnte 
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In dieser Arbeit wird daher zunächst untersucht, ob der internationale 
Sport wirklich an der einheitlichen Durchsetzung seiner Strafen dadurch ge-
hindert wird, daß Athleten von ihrem Recht Gebrauch machen, Rechtsschutz 
vor staatlichen Gerichten zu suchen. Dabei ist insbesondere zu fragen, ob das 
staatliche Recht insgesamt dafür verantwortlich ist, daß Strafen nicht durch-
setzbar sind, weil es möglicherweise das Phänomen globalen Spitzensports 
nicht bewältigen kann, ob die Verbände die bestehenden rechtlichen Möglich-
keiten nur unzureichend nutzen oder ob die staatlichen Gerichte bei der 
Rechtsanwendung die Besonderheiten internationalen Sports nicht ausrei-
chend würdigen. 

Internationaler - insbesondere olympischer - Hochleistungssport wird 
global betrieben. Die Regeln 29, 30 der Olympischen Charta fördern die Glo-
balisierung des Sports noch, indem das IOC vorschreibt, daß nur solche in-
ternationalen Verbände anerkannt werden, die nachweisen, daß sie ihren 
Fachsport weltweit organisieren. Sportler aller Nationen nehmen daran teil, 
Wettkämpfe finden - nach Fachverbänden unterschiedlich - weltweit statt, 
die Verbände haben ihre Sitze in zahlreichen Ländern41. Deshalb muß sich 
eine Untersuchung eines derart globalen Problems über ihre Methode und 
Perspektive klar werden. 

Methodisch kann die hier angestrebte Lösung nur im Wege funktionaler 
Rechtsvergleichung gesucht werden42. Auszugehen ist von dem tatsächlichen 
sozialen Problem43 der Verhängung und Durchsetzung von Dopingstrafen. 
Dabei lautet die Fragestellung44, ob die Strafen, die internationale Sportver-
bände wegen Dopings gegenüber Sportlern aussprechen, global auch dann 
durchgesetzt werden können, wenn Sportler sich dagegen vor staatlichen 
oder Schiedsgerichten wehren. Diese Durchsetzungsfähigkeit kann nur 

Baumann aufgrund seiner Suspendierung nicht, Ottey mangels Suspendierung jedoch weiter-
hin laufen (s. SZ vom 26.1.2000, Nr. 21, S. 46. Dies führte anläßlich der zunächst geplanten 
Teilnahme von Ottey am Internationalen Hallen-Leichtathletik-Meeting Anfang 2000 in 
Karlsruhe zum Eklat (vgl. SZ Nr. 24 vom 31.1.2000, S. 41). 

41 Die Globalisierung des Sports ist eine sich in die Globalisierung der Wirtschaft einfü-
gende, mit ihr vielleicht auch untrennbar verknüpfte Entwicklung der Neuzeit. Nach den er-
sten Olympischen Spielen in Athen 1896 war die Olympische Bewegung nach wie vor stark 
durch die Konzentration der Spiele auf ihre Geburtsstätte Europa geprägt, was sich durch den 
Ubergang zu einer weltweiten Olympischen Bewegung bis heute gewandelt hat, wenngleich 
nach wie vor in zahlreichen Sportarten eine Konzentration auf bestimmte, meist reiche Konti-
nente festzustellen ist, vgl. Holderbach, in: Trosien (Hrsg.), Globalisierung und Sport, S. 81. 
Verwunderlich ist, daß sich die Sportwissenschaft selbst dem Problem der Globalisierung des 
Sports noch wenig angenommen hat. So jedenfalls Trosien, Globalisierung und Sport, S. 19. 

42 Zur Funktionalität als Grundprinzip der gesamten Rechtsvergleichung s. Rheinstein, 
S. 32 f.; Zweigert/Kötz, S. 33 ff. 

43 Richtigerweise geht die moderne Rechtsvergleichung von einem sozialen Problem als 
Vergleichsgegenstand aus und nicht von Rechtsinstituten, vgl. Rheinstein, S. 32 f. 

44 Zur Fragestellung als methodischem Ausgangspunkt jeder rechtsvergleichender Unter-
suchung Zweigert/Kötz, S. 33. 
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rechtsvergleichend unter Zugrundelegung nationaler Besonderheiten ermit-
telt werden. Wünschenswert aber sicher utopisch wäre ein globaler Rechts-
vergleich. Es kann daher nicht Ziel dieser Arbeit sein, ein Ergebnis zu präsen-
tieren, daß die Durchsetzung internationaler Verbandsstrafen global möglich 
oder unmöglich ist. Daher gilt es von vornherein, den Untersuchungsumfang 
sinnvoll zu beschränken45. Drei nationale Rechtsordnungen werden dabei 
stärker beleuchtet als andere. Dies sind die deutsche, die schweizerische und 
die US-amerikanische. 

Ein Grund für die Berücksichtigung deutschen Rechts ist offensichtlich 
und liegt zunächst in der Person des Verfassers, seinem juristischen Denken, 
Argumentieren und seiner Ausbildung. Hinzu kommt, daß deutsche Sportler 
Parteien der beiden wohl bisher wichtigsten internationalen Sportrechtsfälle 
waren, nämlich Krabbe und Baumann. Diese Fälle haben die internationale 
Sportgerichtsbarkeit geprägt. 

Das schweizerische Recht ist von besonderer Bedeutung, weil zahlreiche 
internationale Verbände, das International Olympic Committee ( IOC) 4 6 , aber 
auch das internationale Sportschiedsgericht - Court of Arbitration for Sport 
(CAS)47 - ihren Sitz in der Schweiz haben. 

Kurtze wies 1975 nach, daß von 58 internationalen Verbänden 15 ihre Generalsekre-
tariate in der Schweiz haben48. Nur 8 Verbände hatten zu diesem Zeitpunkt ihren Sitz 
in Großbritannien und Frankreich. Andere Zahlen, jedoch ähnliche prozentuale Ver-
hältnisse, ergeben sich aus dem rechtstatsächlichen Teil der Arbeit von Vieweg. Er wies 
1990 die Zahl von 9 internationalen Verbänden aus, die ihren Sitz in der Schweiz ha-
ben, auch hier folgt Großbritannien an zweiter Stelle mit 4 Verbänden49. 

Auf der Grundlage der 1998 von Siekmann/Soek herusgegebenen Basic Documents 
of International Sports Organisations haben 11 internationale Verbände ihren Sitz in 
der Schweiz50, 8 Verbände verbinden ihren Sitz mit dem Wohnsitz des Präsidenten 
bzw. Generalsekretärs oder machen ihn von der Entscheidung eines Organs 
abhängig51. Andere Länder, wie Deutschland als Sitz der FIBA52, England als Sitz der 

45 Bei der Auswahl der zu vergleichenden Rechtsordnungen gilt nach Zweigert/Kötz, S. 40 
der „Grundsatz weiser Beschränkung", weil ansonsten der Ertrag in keinem angemessenen 
Verhältnis zum erforderlichen Aufwand stünde. Rheinstein, S. 82 warnt ebenfalls davor, den 
Versuch zu unternehmen, alle Rechtsordnungen der Erde in vergleichende Studien einzubezie-
hen, weil die Gefahr bestehe, in der Masse des angehäuften Stoffes zu versinken. 

46 Regel 19.2 Olympische Charta. 
47 Art. SI CAS-Statut (Code of sports-related arbitration, in Kraft getreten am 22. Nov. 

1994; in der Fassung von Dez. 1995; abgedruckt bei Vedder/Lämmer, S. 66ff.). 
48 Kurtze, S. 80. 
49 Vieweg, S. 55. 
50 Dies sind IBA (Art. 4 Constitution); FIFA (Art. 1.6 Statutes); F I G (Art. 1.3 Statutes); 

IHF (Art. 3 Bylaws); F IH (Art. 2 Statutes); FILA (Art. 3 Statutes); FIVB (Art. 1.3 Constitu-
tion); W C F (Art. 3 Constitution); ISU (Art. 1.7 Constitution); FIS (Art. 1.4 Statutes). 

51 Dies sind AIBA (Art. 1 Statutes-Wohnsitz Präsident); ICF (Art. 4 Statutes-Entschdg. 
board of directors); IJF (Art. 6 Statutes-Wohnsitz Präsident); ITF (Art. 6 Constitution-Ent-
schdg. committee of management); ITTF (Art. 15.1.1 Constitution-Entschdg. Biennial General 



Sachverzeichnis 

Absolute Rechte 221 
Ad hoc Schiedsabrede 544, 582 
advisory opinion des CAS 78 
agrément 355 
Aktionäre, Klagemöglichkeiten rechts-

vergleichend 211 
Aktivenvertretung in Sportverbänden 

24, 140 
Akzessorische Anknüpfung 319, 322ff, 

428 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 94ff, 

134ff, 453, 454, 625, 638 
Allgemeine Rechtsgrundsätze 53, 629, 

637, 641, 644 
Amateurbegriff 15 
Amendment, US-amerikanische Verfas-

sung 368 
American Convention on Human 

Rights 478 
Anationale Rechtsregeln 630ff 
Anerkennung juristischer Personen 358 
Anerkennung von Schiedssprüchen 520, 

523, 538 
Anforderungen im Wettkampf als 

Grund für Doping 37 
Anknüpfungsgegenstand 116,258ff, 278 
Anknüpfungspunkt 278 
Anpassungspflicht der Regeln 71 
Anscheinsbeweis 342 
Anspruchskonkurrenz 202, 319ff, 328 
Antidoping-Code 
- DLV 36, 689 
- W A D A 41 
Anti-Doping-Gesetz 13, 22, 3Off, 341 
Anti-Doping-Kommission 35, 37 
appeal on point of law 595 
A-Probe 35 
Arbeitnehmer, Sportler als 67,113,127ff 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 167 
Arbeitsvertrag 127 

Arbitration Act 1996 (engl.) 526, 574, 
586f, 595, 601 

Arbitration Panel 506, 517 
Arzneimittelgesetz 33 
Athletenpaß 89 
Athletenvereinbarung 90,100,105,130, 

142, 552,619 
Atypische Verträge 87,113 
Aufhebungsklage gegen Schiedsspruch 

512,594,617, 632, 655, 659 
Auflockerung von Kollisionsnormen 

302, 322ff 
Ausländerklauseln 179 
Auslegungsarten 416 
Ausrüstungsvorschriften 18, 
103 
Außengesellschaft 152,220,264 
Außenwirkung von kartellrechtsrele-

vanten Beschlüssen 184 
Austauschvertrag 98, 130ff, 145 
Austritt aus Verein 111 
Ausweichklausel 324 
Auswirkungsprinzip 294, 652 
- blocking statutes 297 
- im deutschen GWB 294ff 
- im EGV 297 
- im Schweizer IPRG 298, 

679 
- in den USA 299 
- internationale Verbreitung 297, 659, 

669 
Automatische Geltung von Verbands-

recht s. dynamische Verweisung 
Autonome Mißbrauchskontrolle 
- im E u G V U beim Abschluß von Ge-

richtsstandsvereinbarungen 463ff, 
640 

- im U N Ü beim Abschluß von Schieds-
vereinbarungen 552ff, 701 

- der Vereinbarung einer lex sportiva 
639 



748 Sachverzeichnis 

A u t o n o m e Qual if ikat ion 
- des Begriffs der uner laubten H a n d -

lung durch E u G H 372 
- keine des Erfüllungsortsbegriffs 

durch E u G H 422 
- des Tatortbegriffes durch E u G H 372 
- des Vertragsbegriffs durch E u G H 408 
- des Begriffs Schiedsspruch im U N U 

501 

Bahäi-Entscheidung 77 
Baumann, Dieter 6, 10, 68, 157, 165, 

331, 337, 339, 470, 472, 500, 629, 685 
Begriffshof 663 
Behagen v. F IBA 385 
Beitritt zum Verein 87, 125 
Bereichsausnahme 21, 172 
Beruf, Sport als 15ff 
Beschluß 414ff 
Bestimmtheit von Verbandsregeln 351 
best immungsgemäße Verbreitung Pres-

seerzeugnisse 305 
Bestimmungsrecht eines Dr i t ten 64ff 
Betäubungsmittelgesetz 33 
Betriebsbezogenheit von Eingriffen 

249 
Beweisbeschaffung im Prozeß 346 
Beweislast 341,618 
Beweislastumkehr 341 
Beweisrecht 345 
Bezugnahme 
- als Problem der Zurechnung von Wil-

lenserklärungen 448, 544, 610, 700 
- auf Gerichtsstandsklauseln 448 
- auf Rechtswahlklauseln 61 Off 
- auf Schiedsklauseln 544ff, 700 
BGB-Gesellschaft 132, 261 
Billigkeitsentscheidung 624, 632, 636, 

649 
Billigkeitskontrolle 69, 108, 338 
Bindung, Sportler an Regeln 47ff 
Blutdoping 105 
Börsentermingeschäfte 626 
Bosman 21, 158, 169, 172, 179, 193, 629 
Boykot t 249 
B-Probe 35 
breach of contract 353 

Cannabinoide 29 
C A S s. Cour t of Arbi t ra t ion for Sport 
Center of gravity approach 309, 371 

Chancengleichheit 177 
Charakterist ische Leistung 114, 261 
Clenbuterol 351 
Comi té o lympique et interféderal belge 

16 
Comi ty 300 
C o m m u n a u t é française de belgique 16 
Cour t of Arbi t ra t ion for Sport 489ff 
- ad hoc Schiedsgericht während O l y m -

pischer Spiele 489,491f, 495, 565,583, 
629 

- Anerkennung durch staatliche Ge-
richte 493 

- anwendbares Recht in der Sache 494, 
629 

- Entwicklung 490 
- Einsatz zur Verhängung von Strafen 

490, 516 
- institutionelle Grundlagen 492 
- keine Kontrol le der Verbandsregel-

werke 617 
- Kosten 497 
- Mehrparteienschiedsverfahren 693 
- Reform 1994 493 
- Schiedsrichterliste 493 
- Sitz 10, 489 
- Verfahrensordnung 78, 496 
- Veröffentl ichung der Schiedssprüche 

495 
- vorläufiger Rechtsschutz 496 

Datenschutz 202 
defamation 199,200,308 
délégation 43, 355 
Delgado, Pedro 78 
Deliège, Christielle 21, 166f, 172, 185, 

193, 398 
Deliktischer Schutz 
- der Mitgliedschaft 209ff 
- des mitgliedschaftsähnlichen Rechts-

verhältnisses 220 
- der Teilnahme am Sport 220, 234 
Deliktsgerichtsstände 370ff 
Deliktskollisionsrecht 301ff 
- deutsches 306ff, 324 
- englisches 308, 325 
- französisches 311 
- italienisches 307, 325 
- österreichisches 310, 324 
- schweizerisches 310, 324 
- US-amerikanisches 309, 325 



Sachverzeichnis 7 4 9 

Denationalisierung 484 
derivative suit 211 
Derogation 485, 481 
Destinatare 126 
Differenzeinwand 626 
Discovery 346 
Disqualifikation 39, 335, 420, 618 
Döing business 383f, 391, 406, 425, 436 
Doping Control Unit 28 
Doping 
- Ablauf von -kontrollen 35 
- aktuelle Entwicklung 41 
- Alternativen zu Sanktionen 37 
- Analyseprotokoll 35 
- Angabe von Grenzwerten 29 
- Begriff und Verbot 26ff 
- Bekämpfung als staatliche Aufgabe 

3 Off 
- Dauer von Sperren 41, 331 
- Europarat-Ubereinkommen 30 
- Freiheit von D. als objektive Teilnah-

mevoraussetzung 39 
- Kontrollanalyse 35 
- Lausanner Erklärung 41 
- Leistungssteigerung 28 
- maskierende Substanzen 29 
- Nachweisbarkeit 28 
- Nullösung 28f 
- Strafarten 38 
- strafrechtliche Relevanz 31, 33 
- Verfahrensfehler 338 
- Zahl von -kontrollen 25 
Doping-Strafbehörde (Schweiz) 31, 689 
Doppelmitgliedschaft 61 
Dringender Tatverdacht 39, 336f 
Drittstaatenproblematik ( E u G V Ü / E u -

G V O ) 3 6 5 , 3 7 7 , 4 3 4 
due process 368, 373, 3 7 6 , 4 0 1 , 4 0 6 , 587, 

641 
Dynamische Verweisungen 72ff 
- formelle Anforderungen 84ff 
- ausschließliche Satzungsänderungs-

kompetenz Dritter 80 
- zur Harmonisierung von Strafen 79 
- auf Medical Code des I O C 78 
- im mitgliedschaftsähnlich Rechtsver-

hältnis 109 
- auf Nebenordnungen des übergeord-

neten Verbandes 74 

- auf dem Satzungsvorbehalt unterlie-
gende Regelungen des übergeordne-
ten Verbandes 76 

Effects doctrine 299 
Effektivität des Rechtsschutzes von 

Sportlern 465, 467, 481, 581, 584 
EFTA-Staaten 366 
Eigentumsähnlichkeit, als Vorausset-

zung sonstigen Rechts 224, 227 
Eingriffsnorm (s. auch zwingendes 

Recht) 
- Begriff 284 
- Anwendungsbefehl 653 
- Anwendungsinteresse 652 
- als Kollisionsnorm 286 
Ein-Platz-Prinzip 42, 182, 189, 192 
Einrede der Schiedsvereinbarung 509, 

522, 524, 538, 538, 576, 596, 648, 659, 
673, 684 

Einrichtung Sport 92, 94, 327, 421 
Einstweiliger Rechtsschutz 40, 470ff, 

564ff, 701 
- aktuelle Entwicklung international 

471 
- Bedeutung im internationalen Sport 

472 
- parteiautonome Disposition zugun-

sten eines Schiedsgerichts 569ff 
- parteiautonome Disposition zugun-

sten eines staatlichen Gerichts 470 
- dogmatische Einordnung von Verein-

barungen über e. 475 
- Regelung in der E u G V O 473ff 
- durch Schiedsgerichte 565 
- verfassungsrechtliche Garantien 477ff 
- Verhältnis staatlicher und schiedsge-

richtlicher 567ff 
Einwilligung 203 
Endkampfchance 37 
Entificazione di Ordinamenti 49 
Entlehnung von N o r m e n 118 
Entscheidungseinklang, internationaler 

253ff, 623 
- Gefährdung durch kartellrechtliches 

Auswirkungsprinzip 296 
- Gefährdung durch Klagemöglichkei-

ten vor nationalen Gerichten 362ff 
Entscheidungsmonopol des Staates 527, 

534 
Erfolgshonorare 367 



750 Sachverzeichnis 

Erfolgsort 
- Begriff 304, 372 
- bei Dopingstrafen 303, 305, 372, 374 
- Trennung vom Handlungsort 306 
Erfüllungsort 113, 120,406,421 
Erfüllungsortgerichtsstände 405ff 
Erfüllunsgsortvereinbarungen 426ff, 

481 
Erstreckungsvertrag 86 
Ethnologie 18 
E u G V O 11,364 
Europäische Menschenrechtskonven-

tion (EMRK) 436, 478, 578, 590 
Europäisches Ubereinkommen über die 

internationale Handelsschiedsge-
richtsbarkeit 487 

Europarat-Ubereinkommen gegen Do-
ping im Sport 30 

EuÜ 487, 542, 601, 602, 617, 620, 624 
EVÜ 132,254,271,281,318,598,603, 

617 
Exklusivvereinbarungen (s. auch einst-

weiliger Rechtsschutz) 570, 572 
- Begriff 570 
- anwendbares Recht 570ff 
- Anerkennung in Einredesituation 575 
- und EMRK 578 
- und ordre public 588 
- Prüfung an Kartellrecht 680ff 
- und effektiver Rechtsschutz durch 

Schiedsgericht 581 
- Verbot durch nationales Verfassungs-

recht 588 
- Zulässigkeit in nationalen Rechtsord-

nungen 579 
Exkulpation 334, 342 
Extraterritoriale Wirkung von Kartell-

recht (s. auch Auswirkungsprinzip) 
293ff 

fa i rplay 641,643 
Faktischer Vertrag 93 
Familienrechte 222 
Federal Arbitration Act 526 
Fernsehrechte 17, 20f, 169, 180, 387 
Finnisches Gesetz gegen Wettbewerbs-

beschränkungen 170 
Foley-Doktrin 300 
Forderungsrechte als sonstige Rechte 

221 

Forderungsrechte als subjektive Rechte 
142 

Forderungszuständigkeit 222 
Forum arresti 396 
Forum fixing 430 
Forum non conveniens 370, 388, 425, 

439 
Forum prorogatum 465 
Forum shopping 361 
Französisches Sportgesetz 43, 355 
Freezing order 471 
Freistellung, kartellrechtliche 186 
Fußball 
- Strukturen 63, 127 
- Fernsehrechte 17,20 

Gasser, Sandra 506 
Geldstrafe 420 
G E M A 681 
Gemeingeist 58 
Gemeinsamer Zweck 
- zwischen Genußrechtsinhaber und 

Gesellschaft 145 
- im Gesellschaftsrecht 131 ff 
- zwischen Sportlern und Verbänden 

98ff, 133ff 
general Jurisdiction 369, 373, 384, 406, 

425 
general principles of law 494 
Generalklausel, deliktische 209, 222, 

244, 246,311,321 
Genossenschaftsrecht, Anwendung 

A G B G 97 
Genußrechte, aktienrechtliche 144 
Gerichtsstandsvereinbarungen/-klau-

seln 430ff 
- in AGB 453,638 
- Anerkennung des Derogationseffek-

tes 435,481 
- Ausschließlichkeit des Gerichtsstan-

des 442 
- Branchenüblichkeit 458, 548 
- oktroyierte 459ff, 482 
- Bezugnahme auf G. in Satzung/Ne-

benordnung 448 
- prorogierbarer Streitgegenstand 445 
- Vereinbarung 446 
- Form 446 
- prorogationsbefugter Personenkreis 

440, 481 



Sachverzeichnis 751 

- Regelung in internationalen Zustän-
digkeitsordnungen 431 

- in Satzungen juristischer Personen 
455 

- Trennung von Derogation und Proro-
gation 435 

- überraschende 448 
- Vorkenntnis 458 
- Ziel 430 
- Zulässigkeit vor Entstehung des 

Streits 444 ,481 
Gesellschaft 
- Begriff 131 
- vertragliche Grundlage 126 
Gesellschaftsrecht 
- Begriff 131 
- im Anwendungsbereich des E V U 

132 
- gesellschaftsrechtliche Qualifikation 

131 ff, 137 
- Normenkonkurrenz zum Delikts-

recht 235, 239 
- Unterordnung mitgliedschaftsähnli-

che Rechtsverhältnisse 148 
Gesellschaftsstatut 
- einheitliches 271 ,275 
- bei Gesellschaften ohne Organisa-

tion 263 
- im Innenverhältnis 272 
- und Uberprüfungsdichte von Strafen 

357 
- bei verbundenen Gesellschaften 265 
- Zulässigkeit der Rechtswahl 274 
Gesellschaftsvertrag 
- gemeinsamer Zweck 131 
- als Leistungsvereinigungsvertrag 

133 
- als Schuldvertrag 132 
- als Systembegriff 124, 131 
Gewohnheitsgesellschaften 18, 24, 30, 

32, 48 ,51 
Giro d'Italia 31 
Gleichheitsprinzip 1, 5, 8, 33, 542, 705 
Globalisierung 5, 9, 155, 628 
Goldberger, Andreas 130 
Gründungsort internationaler Sportver-

bände 261, 271 
Gründungstheorie 273 
Gundel, Elmar 492, 513 

Haager Übereinkommen über Zustän-
digkeit und Anerkennung (geplant) 
370, 375, 384, 394, 406, 440 

Handlungs- und Erfolgsort 
- in Kollisionsrechtsordnungen 306ff 
- in Zuständigkeitsordnungen 371ff 
Handlungsort 
- Begriff 303 
- bei Dopingstrafen 372 
- Trennung vom Erfolgsort 306, 372 
Harmonisierung von Dopingstrafen 79 
Harmonisierungsklauseln in Satzungen 

71 
Hauptgerichtsstand 256 
Herrschaftsrecht 222, 227, 234 
Hobbysport 47, 165, 168, 175, 244, 536 
Höge Raad der Niederlande 407 
Holzmüllerentscheidung 212 

ICAS 492 ,494 
Immanenztheorie 187 
In dubio pro reo 34 
in rem jurisdiction 368 
Inhaltskontrolle 69, 108, 194, 335, 342, 

348, 62Iff 
Initiativbefugnis 696 
Inkorporation internationale in natio-

nale Regelwerke 73, 686, 691 
Inlandsauswirkung 295, 659 
Inlandssachverhalt 367 
Innengesellschaft 152, 220, 262 
Institutionenlehre 57ff 
interim award 573 
International Shoe Co. v. State of Wa-

shington 369 
I O C 45 

joinder 693 
judicial review 123 
jurale Gesellschaften 18, 48 
jurisdiction 362, 367ff 
jury trial 343, 367 

Kadervereinbarungen 90 
Kapitalisierbarkeit des Wettkampfsiegs 

197 
Kartelldeliktsrecht 298, 330 
Kartellrecht 
- Abwägungsmöglichkeiten 192 
- Bereichsausnahme, zentrale Vermark-

tung Fernsehrechte 21 



752 Sachverzeichnis 

- Bindung internationaler Schiedsge-
richte 651, 659 

- europäisches 169, 185, 193, 188, 651, 
657, 665, 680, 684 

- extraterritoriale Wirkung 293ff 
- finnisches 170 
- Immanenztheorie 187 
- Lösung von K. durch Rechtswahl 648 
- Marktabgrenzung im Sport 189 
- Nachfragewettbewerb nach Sponso-

renleistungen 184 
- Notwendigkeit der Wettbewerbsbe-

schränkung 185, 194 
- als Teil des ordre public 656, 665, 683 
- Rechtsprechung im Sport 156 
- Schiedsfähigkeit kartellrechtlicher 

Streitigkeiten 536ff 
- Schadensersatzansprüche im K. 683f 
- Sportler als Schutzsubjekte 164ff 
- Sportverbände als Adressaten 168ff 
- Sportverbände als relative Unterneh-

men 170ff, 194 
- Sportverbände als Unternehmensver-

einigungen 179ff 
- Unternehmensbegriff, relativ, absolut 

171 
- US-amerikanisches K. 157, 163, 354, 

645, 653 
- K. und Verbandssanktionen 156 
- Wettbewerbsbegriff 159 
- Wettbewerb in einer Fachsportart 183 
- wirtschaftlicher und sportlicher Wett-

bewerb 159, 177, 183 
- zwingende Anwendung im mitglied-

schaftsähnichen Rechtsverhältnis 680 
Kassatorische Wirkung gerichtlicher 

Urteile 107,350 
Klägergerichtsstände 114, 364f 
Kollisionsnorm 
- allseitige 298 
- anationale 654 
- einseitige 286 
Kollisionsrecht 
- Anwendung fremden K. 256 
- Anwendung des K. der lex fori 

256 
- Bedeutung für Entscheidungseinklang 

256 
- Bindung internationaler Schiedsge-

richte 598ff 
- Deliktskollisionsrecht 301, 606 

- vereinheitlichtes 254, 612 
- soziale Wertungen 257 
Kommerzialisierung 23, 25 
Kommission für Europäisches Vertrags-

recht s. Lando Principies 
Kompetenzkompetenz 82 
Konkludente Unterwerfung unter Re-

geln 92 
Konkludenter Beitritt, von Sportlern zu 

Verbänden 61 
Konkurrenzprinzip 1 
Konsensprinzip 103 
Kort geding Verfahren 471 
Krabbe, Katrin 2, 6, 10, 165, 191, 214, 

218, 304, 332, 338, 351, 362, 386, 403, 
472, 486, 685 

Kreatin 340 
Krimmerläuferentscheidung 246 

Lando-Principles 52, 64, 66, 70, 106, 
631, 633, 637ff 

Landseer-Entscheidung 175 
last event rule 309 
Lausanner Erklärung zum Doping im 

Sport 41 ,333 
Lebach-Fall 201 
Lehre des faktischen oder sozialtypi-

schen Verhaltens 93 
Leipold, Alexander 3, 685 
Leistungsaustausch 88, 96, 129 
Leistungsbestimmungsrecht 65, 106 
Leistungsprinzip 1 
Leistungssport 14 
Leistungsvereinigungsvertrag 133 
Leistungsverfügungen 472, 475, 496 
Lex Aquilia 19 
Lex contractus 54 
Lex mercatoria 5, 52ff, 628, 630ff 
Lex sportiva 628ff 
- Anwendung während Olympischer 

Spiele 629 
- Anwendungsmöglichkeiten 633, 647 
- Beurteilung des Einigungstatbestan-

des der Rechtswahl 634, 636 
- Bindung von Sportlern an Regeln 5l f f 
- Eignung zur Streitentscheidung 

636ff, 647 
- als Grundlage für Schadensersatzan-

sprüche von Sportlern 643, 647f 
- zum Schließen von Lücken im Regle-

ment 640, 647 



Sachverzeichnis 753 

- zur Ü b e r p r ü f u n g des Reglements 
635, 641, 648 

- oktroyier te Vereinbarung 634, 639, 
647 

- Zulässigkeit der Anwendung 630ff, 
647 

L G V Ü 366 
Lizenz 87, 89, 102, 104, 128, 140, 190, 

422 
Lizenzspielerstatut 67 
Lizenzvertrag im Fußball 127 
Lobinger, Tim 199 
lois d 'applicatt ion immédiate 284 
long arm statutes 369, 373, 376 

Mannes, Astrid 339 
Mareva injunct ion 471 
Materiellrechtliche Einordnung des 

Rechtsverhältnisses Sportler - Ver-
band 124 

Médical C o d e 78 
Mehrhei tspr inzip 111 
Mehrparteienschiedsgerichtsbarkeit 

691, 700 
Meldung s. Wet tkampfmeldung 
Merchandising 176, 180 
Miller, Inger 199 
min imum contacts 368f, 373, 401, 406 
Mißbrauchskontrol le 
- von oktroyier ten Gerichtsstandsver-

einbarungen 459ff, 614 
- von oktroyier ten Rechtswahlverein-

barungen 614, 627 
- von oktroyier ten Schiedsvereinbarun-

gen 551ff, 563, 614 
- au tonome europäische M. 463 
mission de service public 122, 355 
Mitglieder internationaler Sportver-

bände 45 
Mitgliedschaft 
- Erwerb 125 
- deliktischer Schutz nach deutschem 

Recht 213ff, 234ff 
- dynamische Komponen te 143 
- mittelbare 62 
- nationaler Sportverbände in interna-

tionalen Sportverbänden 45 
- negative Verletzung einzelner Rechte 

als Verletzung der M. 216ff, 241 
- Rechte 139 
- Rechtsnatur 66, 137ff 

- rechtlicher Schutz, rechtsvergleichend 
209 

- als Rechtsverhältnis 66, 241 
- als subjektives Recht 138,242 
- Schutz von Akt ionären 21 l f f , 237 
- Verletzung durch Dopingstrafen 

209ff 
Mitgliedschaftsähnliches Rechtsverhält-

nis 126 
- objektive A n k n ü p f u n g 268 
- arbeitsrechtliche Einordnung 127 
- deliktischer Schutz 220 
- dynamische Verweisungen 11 Off 
- Fehlen organschaftlicher Rechte 232, 

349 
- gemeinsamer Zweck 133 
- Inhaltskontrolle 349 
- als Innengesellschaft 152, 265 
- materiellrechtliche Qual if ikat ion 

113ff 
- Pflichten 422 
- privatrechtliche Einordnung 115 
- Qual i f ikat ion im Prozeß- und Kollisi-

onsrecht 152 
- als sonstiges Recht 230, 233 
- subjektive A n k n ü p f u n g 270 
- Vergleich mit Mitgliedschaft 137 
- Vergleich mit stiller Gesellschaft 150 
- Verletzung durch internationalen Ver-

band selbst 234ff 
- Zahlungsklage eines Vereins aus M. 

407 
- Zuweisungsgehalt 225ff 
Mitgliedschaftsgerichtsstände 414ff, 481 
Mitsubishi-Entscheidung 537, 626, 653 
Mittelbare Mitgliedschaft 62 
Mitunternehmereigenschaft von Sport-

lern 127 
Mitwirkungsrechte 139 
Monopols te l lung der Sportverbände 42, 

189, 192, 348 
most significant element 371 
most significant relationship 309 

Nagel, Tjark 548,563 
Nandro lon 122, 199, 340, 692 
Nationalisierung 483, 628f, 648f, 683, 

699 
Nat ionalmannschaf ten 173 
N e b e n o r d n u n g 74 
negligence 353 



7 5 4 Sachverzeichnis 

New Yorker Übereinkommen ( U N Ü ) 
11,487 

- Bedeutung für Durchsetzung D o -
pingstrafen 486 

- Mitgliedstaaten 487 
Nichtigkeitsbeschwerde 594 
Niederlassung, nationale Sportverbände 

als N. internationaler 387ff 
Niederlassungsgerichtsstände 383ff, 425 
non liquet 341 
non-cumul des responsabilitiés 210, 

213, 320, 328, 644 
non-governamental organisations 45 
non-ouster-rule 437 
Normenkonkurrenz, Verbands- und 

Deliktsrecht 235 
Normgebungsbefugnis 58f 
Normtheorie (auch eingeschränkte) 59, 

65, 109 
Notwendigkeit der Wettbewerbsbe-

schränkung 185, 194 

Oberster Rat für die Klärung von Sport-
streitigkeiten (Griechenland) 355 

Offenkundigkeit, sozialtypische 222, 
225, 232 

Öffentliches Recht, Trennung von Pri-
vatrecht 123 

Öffnungsklauseln 318 
Olympische Charta 9, 629 
Ordentlicher Rechtsweg bei Klage ge-

gen Dopingstrafen 124, 356 
Ordre public 518, 538, 577f, 581, 584, 

587, 591, 596, 615, 625, 630, 655ff 
- aktiver 667 
- europäischer 578, 657 
- international 578, 592ff, 656, 667 
- interne 593 
- Kartellrecht als Bestandteil 656, 665 
- transnational 578, 667f 
- verfahrensrechtlicher 577 
Organisation des Sports 42 
Organisationsvertrag 125, 136 
Organschaftsrechte 139 ,215 ,232 
Ottey, Merlene 2 

Pantani, Marco 15,31 
Parteienschiedsgerichtsbarkeit 529 
Patriarisches Rechtsverhältnis 145 
Person responsible 618 
personal jurisdiction 373, 424 

personal suit 211 
Persönlichkeitsrecht 195ff 
- Aktivitätsschutz 195, 197 
- Anwendung auf Verbandsstrafen in 

Schweiz 195 
- Auffangtatbestand 201 
- Einwilligung 205, 208 
- und Pressefreiheit 205 
- als Rahmenrecht 196 
- Rechtswidrigkeit bei Sperren 203 
- Rechtswidrigkeit bei Veröffentli-

chung von Dopingproben und -stra-
fen 205 

- Schutzgegenstand 195 
- Sekundäransprüche bei Verletzung 

196 
- Sozialbezug 205 
- Verletzung bei Sperren 195 
- und Veröffentlichung von Doping-

proben und -strafen 
Pippig, Uta 4, 39 
Presseerzeugnisse, bestimmungsgemäße 

Verbreitung 305 
Private International Law Act 1995 308 
Profisportler, Abgrenzung von Amateu-

ren 16 
public figure, Sportler als 205 
public law remedy 123 
Publizität des Vereinsregisters 85 
Publizitätsprinzip 103 
punitive damages 5, 201, 367 

Qualifikation 
- Begriff 115, 258f 
- von Abgrenzungsnormen in interna-

tionalen Konventionen 117 
- autonome 119, 259, 372 
- gegen die Sachnorm 118,3612 
- Gegenstand 116,258 
- gesellschaftsrechtliche 131 ff, 137, 144 
- heteronome 119 
- internationalprivatrechtliche Q . des 

mitgliedschaftsähnlichen Rechtsver-
hältnisses 258 

- kollisionsrechtliche Q . gering organi-
sierter Gesellschaften 260 

- im materiellen Recht 117,258 
- im Prozessrecht 116,372 
- des Rechtsverhältnisses Sportler-Ver-

band 121 ff, 149ff 
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- rechtswidriger Strafen als unerlaubte 
Handlung 155ff 

- Statut 259 
- Übernahme in andere Rechtsgebiete 

118 ,260 , 372 
- der Uberprüfungsdichte verbandli-

cher Maßnahmen 357 
quasi in rem Jurisdiction 368, 396, 401, 

405 

Raguz, Angela 5 5 7 , 6 3 0 
Recht am eingerichteten und ausgeübten 

Gewerbebetrieb 243ff 
s. auch Recht am Unternehmen 

Recht am Unternehmen 243ff 
- Begriff 243 
- Betriebsbezogenheit des Eingriffs 249 
- Integritäts- oder Aktivitätsschutz 

246, 248 
- Interessenabwägung 250 
- Subsidiaritätsgrundsatz 250 
- rechtsvergleichend ohne Parallele 243 
- Rechtsprechung des R G und des 

B G H 247f 
- Unternehmen Sportler 244 
- Verdinglichung 245 
Rechtliches Gehör 39 
Rechtsanzeichen 623 
Rechtsentscheidung 632 
Rechtsetzung durch Private 51 
Rechtsklima 255, 343ff 
Rechtsnatur internationaler Sportver-

bände 45 
Rechtsordnung 
- anationale 51 ff 
- eigene R. des Sports 49ff 
Rechtsordnungslose Verträge 55 
Rechtsquellen 56ff 
Rechtsregel 351 
Rechtswahl 
- zugunsten anationalen Rechts 628 
- kollisionsrechtliche Bindung von 

Schiedsgerichten 602ff 
- innerhalb des Gesellschaftsstatuts 

2 7 1 , 2 7 4 
- staatliche Gestattung als Grundlage 

600 
- lex sportiva (s. dort) 
- im mitgliedschaftsähnlichen Rechts-

verhältnis 270 

- Recht zur Bestimmung der Zulässig-
keit 279, 283 

- für Streitentscheidung durch Schieds-
gerichte 597 

- Wirksamkeit 316ff 
- Zulässigkeit im Deliktskollisionsrecht 

313ff 
- Zulässigkeit im Vertragskollisions-

recht 271 
- Zustandekommen 277, 280, 609ff 
Rechtswahlvertrag/-klausel 
- Begriff 270 
- akzessorische Anknüpfung 278 
- anationale Prüfung des Einigungstat-

bestandes 6 1 1 , 6 1 5 
- Bezugnahme auf Klausel in Regle-

ment 609 
- und Hauptvertrag 270 
- Konsensmängel 280, 283, 609 
- kumulative Anknüpfung 281 
- oktroyierter 614, 627 
- Prüfung an Kartellrecht 680 
- Standort Rechtswahlklausel 609 
- Rechtswahlklausel in Schiedsordnung 

639, 647 
- Wirksamkeit 2 7 7 , 2 7 9 , 2 8 3 , 3 1 6 
Rechtszuständigkeit 222 
Reduktionstheorie 365, 435 
référé provision 471 
Regelanerkennungsvertrag 86 
Regelungsbefugnis von Verbänden 635 
Registergericht 84 
régies de droit 6 3 1 , 6 3 3 
Reiterausweis 90 
Reiter-Entscheidung des B G H 64, 87, 

102 
Relative Rechte 221 
Restatement of Conflict of Laws 309, 

323 
Restatement of the Law second, C o n -

flict of Laws 3 0 9 , 3 2 3 
restraint of trade 353 
révision au fond 507, 663 
Reynolds, Harry „Butch" 4, 5 , 1 9 9 , 2 0 6 , 

362, 373, 386, 549 
right of privacy 200, 206, 338 
Roberts, Stanley 7, 165, 174, 191, 266, 

3 4 4 , 4 7 2 , 5 1 1 
rule of double actionability 308 
rule of reason 158, 186, 193, 290, 438, 

6 6 3 , 6 8 2 
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Rules for the Resolution of Disputes 
Düring Olympic Games 629 

Sachnorm 117 
Sachzusammenhang 372, 381 
Sanktionsgewalt als Bestimmungsrecht 

eines Dritten 64 
Santi Romano 57 
Satzung 
- Integrationsfunktion 75 
- Mitglieder- und Minderheitenschutz 

75 
- Abhängigkeit deliktischen Recht-

schutzes von -gestaltung 239 
- als Organisationsvertrag 125 
- Rechtsnatur 125, 410 
- Satzungsketten 70, 86 
- Satzungsvorbehalt 75, 110 
- Schutz -und Warnfunktion 11 Of 
- Versäumung von Fristen in 239 
- dynamische Verweisung s. dort 
Satzungsänderungskompetenz Dritter 

74ff 
Satzungsdurchbrechung 82 
Schadenseintritt, Or t des 372 
Schadensersatz 5, 38, 333 ,421 , 635, 643, 

664, 683 
Schärenkreuzerentscheidung 215, 218, 

235, 241 
Schiedsfähigkeit 
- anwendbares Recht zur Beurteilung 

der objektiven S. 520f 
- Bedeutung nationalen Rechts 519 
- Gleichlauf staatlicher und schieds-

richterlicher Entscheidungsbefugnis 
529 

- kartellrechtlicher Streitigkeiten 
536ff 

- objektive 517ff, 538, 700 
- Mitsubishi-Entscheidung 537, 626, 

653 
- transnationale Bestimmung 522 
- Verhältnis zu nachträglicher Inhalts-

kontrolle 518 
- bei Verhängung von Strafen durch 

Schiedsgerichte 528 
Schiedsgericht 
- nationales Sportschiedsgericht 689 
- Rechtsgehorsam 623 
- Strafausspruch oder Strafüberprüfurtg 

516 

- Unabhängigkeit und Überparteilich-
keit 504, 532 

Schiedsgerichtsbarkeit 484ff 
- Abgrenzung von Verbandsgerichts-

barkeit 499ff 
- als gleichwertige Alternative der 

Rechtsdurchsetzung 5 0 8 , 5 6 2 , 6 1 5 
- anationale 602 
- Bindung an E V Ü 603ff 
- kollisionsrechtliche Bindung 598ff 
- Bindung an zwingendes Recht 649ff 
- als Mittel der Denationalisierung des 

Sports 484 
- Drittbeteiligung 695 
- Inhaltskontrolle des Reglements 

621 ff 
- Mehrparteien- 691 
- als materielle Rechtsprechung 504, 

530 
- relevante Rechtsquellen 487 
- Rechtswegausschluß 507 
- Verfahrensverbindung 694 
- und einstweiliger Rechtsschutz 564ff 
- Verbindung nationaler und internatio-

naler Verfahren 690 
- Vorteile ggü. staatlicher Gerichtsbar-

keit im Sport 485ff 
- Verhängung von Strafen durch 

Schiedsgerichte 36, 42, 528 
Schiedsspruch 
- Anerkennung und Vollstreckung 510, 

699 
- Aufhebungsklage 512 
- Bindung für späteren Schadensersatz-

prozeß 512 
- gestaltender 530 
- Klage auf Feststellung der Nichtaner-

kennungsfähigkeit 514 
- Rechtskraft 699 
Schiedsvereinbarungen/-klauseln 
- Begriff Schiedsklausel 540 
- in A G B 454, 625 
- Anforderungen an Einigung 539ff 
- Bezugnahme auf Schiedsklausel 544, 

700 
- F o r m 541 ff 
- als Gegenstand einer Feststellungs-

klage 510 
- oktroyierte 551 ff, 563 
- in Satzungen juristischer Personen 

557ff 
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- Verbindung mit Rechtswahlklausel 
609, 626, 672 

Schiedsverfahrensstatut 513, 570, 575, 
584 ,613 

Schiedsvertragsstatut 520, 522, 570, 572 
Schiedszwang, s. Schiedsvereinbarung, 

oktroyierte 
Schrankenebene 174 
Schriftform von Schiedsvereinbarungen 
- nach deutschem Recht 542 
- nach E u Ü 542 
- nach Schweizer I P R G 
- nach U N Ü 541 
Schuldstatutstheorie 289, 654, 665, 684 
Schutzbedürftigkeit des Rechtsinha-

bers 230 
Schutzrechte 139 
Schweizer Konkordat über die Schieds-

gerichtsbarkeit 594 
Schwerpunktgerichtsstand 413 
Sekundäransprüche 5, 421, 635, 643, 

664, 683 
Selbsthilfeverbot 590 
shared value approach 669 
Sherman Anti-trust Act 157, 169, 177, 

188, 300 
Sitz internationaler Sportverbände 
- Bedeutung im Kollisionsrecht 11,261 
- Bedeutung für Zuständigkeit 11,364, 

366f 
Sitztheorie 273 
Sobol, Carolin 340 
Societas mercatorum 57 
Sonderanknüpfung 281, 290, 654 
Sonderkollisionsrecht für Schiedsge-

richte 600 
Sonderrechte 141 
Sonstiges Recht auf Teilnahme am Sport 

220 
Sotomayor, Javier 2 
specific jurisdiction 369, 384, 406 
Sperre 40, 331, 339, 420, 536 
Spielregel 351 
Sport 
- im Anwendungsbereich des E G V 172 
- Beschäftigtenzahl 16 
- und Kartellrecht s. Kartellrecht 
- Wertschöpfung 16 
Sportbetrug 31, 34 
State action 124, 353 
Stiftung 126 

Stille Gesellschaft 150,265 
Strafen 
- Alternativen 37 
- Arten 38ff 
- Nebeneinander nationaler und inter-

nationaler 686 
- Zuständigkeit 686, 698 
Strafschadensersatz 5, 367 
Streitgenossenschaftsgerichtsstände 

374ff, 424 
strict liability 334ff, 472, 618 
subject matter jurisdiction 368 
Subjektives Recht auf Rechtsschutz 478, 

590 
Subjektives Recht 138, 14lff, 221 
Subsidiarität infolge erschöpfender Re-

gelung 202 ,240 
Subsumtionskontrolle 349ff, 352 
Suspendierung 39, 336, 420 
Symmetrie 21, 24, 706 
Systembegriff 116, 119, 124, 153, 155, 

259, 322 
Systemunterscheide 117 

Tätigkeitsbegriff, kartellrechtliche Ein-
ordnung 174 

Teilarbeitgeberstellung des Sportverban-
des 127 

territorial jurisdiction 368 
Territotialitätsprinzip 586 
Tour de France 15, 30, 34, 38, 78, 89, 

122, 342 
Trab-Rennordnung (HVT) 29 
Transferkarten 90 
Transferregelungen 179 
Transparenzprinzip 103 
treble damages 645, 680 
Treu und Glauben (good faith and fair 

dealing) 622 ,642 
Typenreihen 154 

Uberprüfungsdichte 
- Abhängigkeit von Verbandsautono-

mie 357 
- in Deutschland 348 
- in Frankreich 355 
- in Griechenland 355 
- in Großbritannien 353 
- in Schweiz 351 
- in USA 353 
- Qualifikation 347ff, 357 
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Ubiqui tä tspr inzip 307,318 
Umbrel la organisations 46 
U N C I T R A L Model Law über die Inter-

nationale Handelsschiedsgerichtsbar-
keit 519, 565, 586, 591, 601, 624, 681 

Uner laubte Hand lung 
- Dopingstrafen als 15 
- als Systembegriff 155 
UNIDROIT-Pr inc ip l e s for Internat io-

nal Commercia l Conracts 52, 637ff 
Unschuldsvermutung 641 
Unsport l iches Verhalten 351 
Unterlassungs- und Beseitigungsansprü-

che 196,643 
Unternehmensvereinigungen, Sportver-

bände als 169, 178ff 
Unternehmer, Sportler als 164 
Unterwerfungsvere inbarung 
- Begriff 86 
- Abgrenzung zu Arbeitsvertrag 129 
- konkludenter Abschluss 92 
- AGB-Kont ro l le 94ff 
- Arten 88 
- Aufnahme Gerichtsstandsvereinba-

rung in U . 446 
- Aufnahme Schiedsvereinbarung in U . 

541 ff 
- Auslegung 643 
- Fo rm 91 
- formelle Grenzen bei Regeländerun-

gen 104 
- Kreis der Sportler 90 
- Pflichten aus 129 
- Rechtsnatur 113 
U N Ü 487 

van U d e n 567, 570, 573 
venue 368 
Veranstalterbegriff 181 
Verbandsautonomie 30, 48, 75, 77, 95, 

122, 338, 341, 343, 355, 357ff 
Verbandsbegriff 45 
Verbandsgerichtsbarkeit 
- Abgrenzung von Schiedsgerichtsbar-

keit 499ff 
- als exekutives Verbandshandeln 504 
Verbandsinnenrecht, A n w e n d u n g De-

liktsrecht 234f 
Verbandszweck 136 
Vereinsausschluß 535 
Vereinsaustritt 535 

Vereinsautonomie 75, 77, 80 
Vereinsnormen, Ers t reckung auf Dri t te 

87 
Vereinsregister 84 
Vereinsrelevante Best immungen 29 
Vereinsstrafe 65f, 80, 418, 420, 531 
Vereinsverwaltungsakt 504 
Verfahrensausgestaltungsfreiheit der 

Parteien eines Schiedsverfahrens 575, 
581, 584ff 

Verfügungsbefugnis 521, 528 
Vergleichsfähigkeit 521, 527, 533 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 186, 

194, 340 
Verhandlungsmaxime 346 
Vermögen internationaler Sportver-

bände 401 
Vermögensgerichtsstände 394ff, 425 
Vermögensrechtlicher Anspruch 398, 

527, 536 
Veröffentl ichung von Dopinganalysen 

205 
Verrechtlichung 18ff, 161, 194, 705 
Verschulden (s. auch strict liability) 39, 

334,618 
Vertrag zu Lasten Dri t ter 92 
Vertrag 
- Begriff 125 
- gegensätzliche Interessen der Parteien 

130 
- Prinzip der Koordinat ion der Ver-

tragspartner 130, 349 
- als Rechtsquelle 55 
- Richtigkeitsgewähr 349 
- als Systembegriff 113, 119, 124 
Vertragliche Vereinbarungen, Ar ten im 

Sport 88 
Vertragsgerichtsstände 405ff, 425 
Vertragsstrafen 65 ,418 
Verwaltungsrechtsweg, bei Streit u m 

Dopingstrafe 122, 355 
Viveiros 7, 359, 374ff 
Vorberei tungshandlung 303 
Vorwegnahme der Hauptsache 472 
Vorzugsaktien 146 

Wahrnehmung berechtigter Interessen 
205 

Werterechte 139, 140, 215, 218, 233, 327 
Wettbewerb 159 
Wet tkampfmeldung 88 ,231 ,630 ,639 
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Wiener Übereinkommen über das Recht 
der Verträge (1969) 573 

Wirkungserstreckung von Verbands-
recht 70, 91 

Wirtschaftliche Bedeutung des Sports 
16 

Wirtschaftliche Tätigkeit 1 6 7 , 2 4 4 
Wohnsitz Sportler 113, 305, 318, 364ff, 

372, 374 
World Anti Doping Agency ( W A D A ) 

41 

Zahlungsklage eines Vereins aus Mit-
gliedschaft 407 

Zeuge, Sportler als 345 
Zoetemelk, Joop 122 
Zumutbare Kenntnisnahme 101 ,459 , 

551, 612, 627, 639 
Zurechenbarkeit von Verletzungshand-

lungen 2 3 0 , 2 3 2 
Zurechnung von Willenserklärungen 

448 
Zurückhaltungsgebot 19, 706 
Zuständigkeit 
- internationale 1 1 5 , 3 6 2 
Zuständigkeitsbeschwerde 655 
Zuständigkeitsdurchgriff 383ff 
Zuständigkeitskonzentration 113 

Zustimmungsrecht Dritter zur Sat-
zungsänderung 81 

Zuweisungsgehalt 224, 229, 233 
Zwangsnormen 599 
Zweck s. gemeinsamer Zweck 
Zweispurigkeit des Sportrechts 48ff 
Zwingendes Recht (s. auch Eingriffs-

norm) 
- Begriff 284 
- ausdrückliche Anordnung 286 
- Anwendung ausländischen 287 ,652f f , 

678, 679 
- Bindung internationaler Schiedsge-

richte 649ff, 676 
- Bindung staatlicher Gerichte 285ff 
- versus Deliktsstatut 317 
- EG-Wettbewerbsrecht 287 
- Ermittlung durch Auslegung 286 
- Kartellrecht als 284ff, 293, 676 
- der lex fori 285 
- Lösung von zwingendem Recht durch 

Rechtswahl 648 
- Offnungsklauseln 286 
- und ordre public 656 
- Schuldstatutstheorie 289 
- Sonderanknüpfung 290 
Zwischenstaatsklausel 297 
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